
Die Mitwirkung der gesellschaftlichen Kräfte im Straf­
verfahren ist unter Beachtung der Grundsätze der Dif­
ferenzierung notwendiger Bestandteil jedes Verfah­
rens, und das Gericht darf deshalb nicht aus irgend­
welchen Zweckmäßigkeitserwägungen darauf verzich­
ten. Die Gerichte haben die Mitwirkung der gesell­
schaftlichen Kräfte zu gewährleisten, um damit die 
höhere Qualität der sozialistischen Demokratie im Straf­
verfahren durchsetzen.
Die Gerichte haben auf der Grundlage des Rechts­
pflegeerlasses des Staatsrates'und der — mit dem In­
krafttreten des neuen Strafrechts aufgehobenen — 
Richtlinie Nr. 22 des Plenums des Obersten Gerichts bei 
der Gewährleistung des Mitwirkens der gesellschaft­
lichen Kräfte in den zurückliegenden Jahren gute Er­
fahrungen gesammelt. Jedoch gibt es bei einigen Ge­
richten immer noch Erscheinungen des Schematismus 
hinsichtlich der Unterstützung gesellschaftlicher Kräfte. 
Um die Bereitschaft der gesellschaftlichen Kräfte auf 
die wirksamste Weise zu nutzen, müssen insbesondere 
die Grundsätze einer differenzierten Mitwirkung am 
Strafverfahren beachtet werden.

Grundsätze für die differenzierte Mitwirkung
Der mit der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte ver­
bundene Aufwand an Arbeit — sowohl seitens der ge­
sellschaftlichen Kräfte als auch der Organe der Straf­
rechtspflege — muß im richtigen Verhältnis zum Nutzen 
für die Gesellschaft und den einzelnen stehen. Dieser 
Aufwand muß der Schwere der Straftat, ihrer Bedeu­
tung und dem erforderlichen, real möglichen Einfluß 
der Gesellschaft auf den Täter und auf die Beseitigung 
von Ursachen und Bedingungen der Tat entsprechen.
Auf die Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte im Straf­
verfahren ist zu verzichten, wenn es die Sicherheit des 
Staates oder die Geheimhaltung bestimmter Tatsachen 
erfordert. Darüber hinaus kann der Verzicht auf die 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte begründet sein,
— wenn durch das Bekanntwerden der Straftat in der 

Öffentlichkeit die Interessen der Gesellschaft und 
des Geschädigten verletzt oder beeinträchtigt wür­
den (z. B. bei bestimmten Sexualdelikten);

— wenn der Beschuldigte oder Angeklagte in der Öf­
fentlichkeit ungerechtfertigt und in keinem Verhält­
nis zum Charakter, der Art und Schwere der Straf­
tat stehend bloßgestellt würde (wenn sich z. B. ein 
Angeklagter in seinem gesellschaftlichen, berufli­
chen und persönlichen Leben bisher sehr positiv ver­
halten hat und ein einmaliges Vergehen vorliegt);

— wenn bestimmte, in der Persönlichkeit des Beschul­
digten oder Angeklagten vorhandene Eigenarten 
darauf hindeuten, daß der mit der Mitwirkung ge­
sellschaftlicher Kräfte erstrebte erzieherische Er­
folg ins Gegenteil Umschlagen könnte (z. B. bei sen­
siblen Jugendlichen oder alten Bürgern), oder wenn 
erkennbar ist, daß andere Formen erzieherischer 
Einflußnahme wirksamer wären (z. B. individuelle 
Aussprachen, Beratungen in einem kleinen Kreis);

— wenn die vom Täter nach der Tat bis zur Durchfüh­
rung des Verfahrens unternommenen Anstrengun­
gen zur Beseitigung und Wiedergutmachung des 
Schadens erkennen lassen, daß er ohne Hilfe gesell­
schaftlicher Kräfte künftig seiner gesellschaftlichen 
Verantwortung gerecht werden wird1.

Der Nutzen der Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte 
hängt in erster Linie auch davon ab, ob die geeignete 
Form der Mitwirkung gewählt wird. Diese Frage kann 
und darf nicht an Hand statistischer Erhebungen be- * S.
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antwortet werden. Vielmehr ist die Form der Mitwir­
kung in jedem einzelnen Strafverfahren nach dem 
Charakter der Straftat, ihrer Art und Schwere und der 
Persönlichkeit des Beschuldigten oder Angeklagten 
festzulegen. Dabei ist auch der Nutzen für die Wieder­
eingliederung des Täters in die Gesellschaft zu beach­
ten.
Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, für eine 
Beratung durch ein Kollektiv aus dem Lebensbereich 
des Beschuldigten und für die Beauftragung eines Ver­
treters des Kollektivs zur Mitwirkung an der gericht­
lichen Hauptverhandlung Sorge zu tragen, soweit nicht 
wichtige Gründe entgegenstehen (§ 102 Abs. 3 StPO). 
In dieser Beratung sind die Grundsätze und Formen 
der Mitwirkung zu erläutern, damit die Kollektive 
eigenverantwortlich die gesellschaftlich wirksamste 
Form der Mitwirkung auswählen können. Uber die Be­
auftragung eines Vertreters entscheidet allein das be­
treffende Kollektiv.
Die Beratung im Kollektiv soll zur allseitigen Aufklä­
rung der Straftat, insbesondere der Persönlichkeit des 
Beschuldigten und der Ursachen und Bedingungen sei­
nes Handelns beitragen, ohne dabei die Schuldfest­
stellung vorwegzunehmen. Zugleich soll das Kollektiv 
auf die Möglichkeit der Übernahme einer Bürgschaft 
und die Beauftragung eines gesellschaftlichen Anklä­
gers oder Verteidigers hingewiesen werden. Auch hier­
bei entscheidet es selbständig, welche dieser Möglich­
keiten wahrgenommen werden soll.

Zur Mitwirkung der Vertreter der Kollektive
Die Mitwirkung von Vertretern der Kollektive aus dem 
Arbeits- und Lebensbereich des Täters ist die Haupt­
form der unmittelbaren Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte am Strafverfahren.
§ 53 Abs. 2 StPO regelt, welche Kollektive aus ihrem 
Kreis einen Vertreter zur Mitwirkung am Strafverfah­
ren auswählen können. Hervorzuheben ist, daß diese 
Vertreter nicht nur von Arbeitskollektiven beauftragt 
werden können. Noch immer gibt es Fälle, in denen von 
der Mitwirkung eines Kollektivvertreters abgesehen 
wird, weil kein Arbeitskollektiv vorhanden ist, dem 
der Täter angehört oder angehört hat. Auch ein Kol­
lektiv, dem der Täter zwar nicht selbst angehört, das 
aber sein Verhalten und seine Persönlichkeit aus eige­
ner Tätigkeit einzuschätzen vermag, kann einen Vertre­
ter beauftragen.
Ein Vertreter aus dem Wohnkollektiv oder aus einer 
gesellschaftlichen Organisation sollte insbesondere dann 
mitwirken, wenn
— die Straftat oder das der Tat vorangegangene Ver­

halten des Täters eine erzieherische Einwirkung 
auch außerhalb des Arbeitskollektivs erfordert;

— die Ursachen und Bedingungen der Straftat außer­
halb der Einflußsphäre des Arbeitskollektivs lie­
gen und Veränderungen durch gesellschaftliche 
Kräfte in dem den Täter umgebenden Lebensbereich 
erforderlich sind;

— das Verhalten des Täters im Arbeitskollektiv ein­
wandfrei ist, das Verhalten nach der Arbeitszeit je­
doch im Widerspruch dazu steht.

Zu solchen Kollektiven gehören z. B. die Hausgemein­
schaften. Sie kennen zumeist recht gut die persönlichen 
Verhältnisse des Täters und sein Verhalten außerhalb 
der Arbeitszeit. Sie haben auch vielfältige Möglichkei­
ten, häufig sogar in Zusammenarbeit mit Familienange­
hörigen des Täters, dessen Erziehung positiv zu beein­
flussen. Auch Sportgemeinschaften, Klubs oder andere 
Interessengemeinschaften, in denen der Täter einen 
Teil seiner Freizeit verbringt, sollten in geeigneten Fäl­
len einbezogen werden.
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